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Öffentliche Plandiskussion
über den Bebauungsplan-Entwurf
Osdorf 47/Iserbrook 25/Lurup 64

Der Planungsausschuss der Bezirksversammlung Altona
führt über die beabsichtigte Planung für das Gebiet des
Bebauungsplan-Entwurfs Osdorf 47/Iserbrook 25/Lurup 64
mit den Bürgerinnen und Bürgern eine öffentliche Plandis-
kussion mit öffentlicher Darlegung und Erörterung durch.

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: Am Botterbarg –
Borndiek – Westgrenze des Flurstücks 940 der Gemarkung
Iserbrook – Landesgrenze – Böttcherkamp – Ostgrenzen
der Flurstücke 5573, 4785, 4786 und 5219, Südgrenze des
Flurstücks 5219 der Gemarkung Lurup – Katerwohrd –
Feldweg 55 – Grönenweg (Flurstück 5782) – Südgrenze des
Flurstücks 1041, Ostgrenze des Flurstücks 1033 der Gemar-
kung Osdorf – Rugenfeld – Osdorfer Landstraße (Bezirk
Altona, Ortsteile 220, 221, 225).

Durch den Bebauungsplan mit der beabsichtigten Be-
zeichnung Osdorf 47/Iserbrook 25/Lurup 64 sollen die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für den Erhalt der Os-
dorfer Feldmark als weitgehend unbebauter, landwirt-
schaftlich geprägter Landschaftsraum mit seiner hohen Be-
deutung für Natur und Landschaft sowie die Naherholung
geschaffen werden. Mit dem Bebauungsplan sollen auch
denkmalrechtliche Festsetzungen getroffen werden.

Die Veranstaltung findet am Mittwoch, dem 17. August
2011, um 19.30 Uhr in der Turnhalle der Grundschule/
Stadtteilschule Goosacker, Goosacker 41, 22459 Hamburg,
statt.

Anschauungsmaterial kann ab 8. August 2011 innerhalb
der Öffnungszeiten des Zentrums für Wirtschaftsförderung,
Bauen und Umwelt (WBZ) des Bezirksamts Altona, Jessen-
straße 1–3 (Technisches Rathaus), 22767 Hamburg, ein-
gesehen werden. Auskünfte werden montags 8.00 Uhr bis
16.00 Uhr, dienstags 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, donnerstags

8.00 Uhr bis 18.00 Uhr und freitags 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr
sowie am 17. August 2011 ab 18.30 Uhr am Veranstaltungs-
ort erteilt.

Hamburg, den 28. Juli 2011

Das Bezirksamt Altona
Amtl. Anz. S. 1821

Öffentliche Sielanlagen
Aufhebung I/11

Gemäß § 4 Absatz 4 des Hamburgischen Abwassergeset-
zes in der Fassung vom 24. Juli 2001 (HmbGVBl. S. 258,
280), zuletzt geändert am 12. September 2007 (HmbGVBl.
S. 284), wird die im Bezirk Hamburg-Mitte, Ortsteil St. Pauli,
nachfolgend aufgeführte Sielanlage aufgehoben:

Mischwassersiel auf Privatgrund zwischen der Reeper-
bahn 155 und der Trommelstraße (Einmündung zwischen
Hausnummer 18 und Finkenstraße 19).

Die Aufhebungsverfügung sowie die Begründung und
der Lageplan können in der Zeit vom 9. August 2011 bis 
9. September 2011 in der Hamburger Stadtentwässerung,
Zimmer 447, Stadtdeich 7, 20097 Hamburg, während der
Dienststunden eingesehen werden.

Die Aufhebungsverfügung gilt mit Ende der Auslege-
frist als allen gegenüber bekannt gemacht.

Gegen diese Aufhebungsverfügung kann innerhalb eines
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Nieder-
schrift bei der Hamburger Stadtentwässerung, Abgaben-
abteilung, Stadtdeich 7, 20097 Hamburg, Widerspruch er-
hoben werden.

Hamburg, den 8. August 2011

Hamburger Stadtentwässerung
Amtl. Anz. S. 1821
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Bekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
igs internationale gartenschau hamburg 2013
GmbH
Postanschrift: 
Pollhornbogen 18, 21107 Hamburg,
Deutschland
Kontaktstelle(n): 
Bearbeiter: Herr Seelig,
Telefon: +49 (0)40 / 226 31 98-0,
Telefax: +49 (0)40 / 226 31 98-99,
E-Mail: info@igs-hamburg.de 
Weitere Auskünfte erteilen: 
die oben genannten Kontaktstellen
Verdingungs-/Ausschreibungs- und ergänzende
Unterlagen (einschließlich Unterlagen für den
wettbewerblichen Dialog und ein dynamisches
Beschaffungssystem) sind erhältlich bei: 
anderen Stellen: siehe Anhang A.II
Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:
andere Stellen: siehe Anhang A.III

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers 
und Haupttätigkeit(en)
Sonstiges: igs internationale gartenschau 
hamburg 2013 GmbH
Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den Auftraggeber: 
05-540 – igs AS 22 Gehölzlieferung, LV 01 Ge-
hölzlieferung  

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:
(b) Lieferung
Kauf
Hauptlieferort: Freie und Hansestadt Hamburg
NUTS-Code: DE 600

II.1.3) Gegenstand der Bekanntmachung:
Öffentlicher Auftrag

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens:
B 22 Welt der Kulturen – Lieferung von 257 Soli-
tärgehölzen 

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV): 
Hauptgegenstand: 03.12.00.00 - 8 

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Aufteilung in Lose: Nein

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:
257 Stück Solitärgehölze 

II.2.2) Optionen: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. Beginn und Ende 
der Auftragsausführung: 
Beginn: Oktober 2011, Ende: April 2012

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNISCHE INFOR-
MATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: –

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: –

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen an die Auf-
tragsausführung: Nein

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: –

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: –

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: –

III.2.4) Vorbehaltene Aufträge: Nein

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Die Erbringung der Dienstleistung ist einem
besonderen Berufsstand vorbehalten: Nein

III.3.2) Juristische Personen müssen die Namen und die
berufliche Qualifikation der Personen angeben,
die für die Ausführung der Dienstleistung ver-
antwortlich sein sollen: Nein

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bewerber sind bereits ausgewählt worden: Nein

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: Nein

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien: Niedrigster Preis

IV.2.2) Es wird eine elektronische Auktion durchge-
führt: Nein

IV.3) Verwaltungsinformationen

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber: 
OV-igs-254/11

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags: 
Ja, Vorinformation
Bekanntmachungsnummer im ABl: 
2010/S017-026433 vom 26. Januar 2011

IV.3.3) Bedingungen für Erhalt von Verdingungs-/Aus-
schreibungs- und ergänzenden Unterlagen bzw.
der Beschreibung
Schlusstermin für die Anforderung von oder Ein-
sicht in Unterlagen: 
30. August 2011, 11.00 Uhr
Die Unterlagen sind kostenpflichtig: Ja
Preis: 10,– Euro
Zahlungsbedingungen und -weise:
Überweisung des Kostenbeitrages unter Angabe
des Aktenzeichens OV-igs-254/11 an folgendes
Konto:
Empfänger: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, ZVA,
Kontonummer 375 202 205, BLZ 200 100 20,
Geldinstitut: Postbank Hamburg.
IBAN DE 2001 0020 03752022 05, 
BIC PBNKDEFF200 (Hamburg). 
Hinweis: Schecks und Briefmarken werden nicht
angenommen. Bei Bank- oder Postüberweisun-
gen bitte gleichzeitig Anforderung an die
Anschrift Anhang A II senden. Die Verdingungs-
unterlagen werden nur versandt, wenn der Nach-
weis der Einzahlung vorliegt. Das eingezahlte
Entgelt wird nicht erstattet.

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
bzw. Teilnahmeanträge:
6. September 2011, 9.30 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: Deutsch

IV.3.7) Bindefrist des Angebots:
Bis 7. Oktober 2011

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote
6. September 2011, 9.30 Uhr
Ort: Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
ZVA, Zimmer E 231 
Personen, die bei der Öffnung der Angebote
anwesend sein dürfen: Nein

ABSCHNITT VI: ZUSÄTZLICHE INFORMATIONEN

VI.1) Dauerauftrag: Nein

VI.2) Auftrag in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Gemeinschafts-
mitteln finanziert wird: Nein

VI.3) Sonstige Informationen: –

VI.4) Nachprüfungsverfahren/
Rechtsbehelfsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Nachprüfungsverfahren

Offizielle Bezeichnung:
Vergabekammer bei der Finanzbehörde 
Postanschrift:
Rödingsmarkt 2, 20459 Hamburg, Deutschland
Telefax: +49 (0)40 / 4 28 23 - 20 20

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen:
Genaue Angaben zu den Fristen für die Einle-
gung von Rechtsbehelfen: 
Gem. § 107 Abs. 3 Nr. 4 GWB ist ein Antrag auf
Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens unzu-
lässig, wenn mehr als 15 Kalendertage nach Ein-
gang der Mitteilung des Auftraggebers, einer
Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind. 

VI.4.3) Stelle, bei der Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erhältlich sind: –

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung: 
1. August 2011

ANHANG A
SONSTIGE ADRESSEN UND KONTAKTSTELLEN

I) Adressen und Kontaktstellen, bei denen nähere
Auskünfte erhältlich sind 
Offizielle Bezeichnung: –

II) Adressen und Kontaktstellen, bei denen Ver-
dingungs-/Ausschreibungs- und ergänzende
Unterlagen erhältlich sind (einschließlich
Unterlagen für den wettbewerblichen Dialog
und ein dynamisches Beschaffungssystem)
Offizielle Bezeichnung:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Zentrale Vergabeaufsicht, Zimmer E 228
Postanschrift:
Stadthausbrücke 8, 20355 Hamburg,
Deutschland
Kontakstelle(n):
Telefax: +49 (0)40 / 4 28 40 - 25 54

III) Adressen und Kontaktstellen, an die Angebote/
Teilnahmeanträge zu senden sind
Offizielle Bezeichnung:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Zentrale Vergabeaufsicht, Zimmer E 231
Postanschrift:
Stadthausbrücke 8, 20355 Hamburg,
Deutschland
Kontakstelle(n): –

Hamburg, den 1. August 2011

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
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Bekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
igs internationale gartenschau hamburg 2013
GmbH
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Postanschrift: 
Pollhornbogen 18, 21107 Hamburg,
Deutschland
Kontaktstelle(n): 
Bearbeiter: Herr Seelig,
Telefon: +49 (0)40 / 226 31 98-0,
Telefax: +49 (0)40 / 226 31 98-99,
E-Mail: info@igs-hamburg.de 
Weitere Auskünfte erteilen: 
die oben genannten Kontaktstellen
Verdingungs-/Ausschreibungs- und ergänzende
Unterlagen (einschließlich Unterlagen für den
wettbewerblichen Dialog und ein dynamisches
Beschaffungssystem) sind erhältlich bei: 
anderen Stellen: siehe Anhang A.II
Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:
andere Stellen: siehe Anhang A.III

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers 
und Haupttätigkeit(en)
Sonstiges: igs internationale gartenschau 
hamburg 2013 GmbH
Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den Auftraggeber: 
05-540 – igs AS xxx Staudenlieferung, LV 01 Stau-
denlieferung  

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:
(b) Lieferung
Kauf
Hauptlieferort: Freie und Hansestadt Hamburg
NUTS-Code: DE 600

II.1.3) Gegenstand der Bekanntmachung:
Öffentlicher Auftrag

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens:
B xxx Kanukanal – Lieferung von 8400 Stück
Staudenpflanzen 

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV): 
Hauptgegenstand: 03.10.00.00 - 2 
Ergänzende Gegenstände: 03.12.00.00 - 8

03.12.10.00 - 5
03.44.10.00 - 3

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Aufteilung in Lose: Nein

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:
8400 Stück Staudenpflanzen 

II.2.2) Optionen: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. Beginn und Ende 
der Auftragsausführung: 
Beginn: Oktober 2011, Ende: August 2012

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNISCHE INFOR-
MATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: –

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: –

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen an die Auf-
tragsausführung: Nein

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: –

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: –

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: –

III.2.4) Vorbehaltene Aufträge: Nein

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Die Erbringung der Dienstleistung ist einem
besonderen Berufsstand vorbehalten: Nein

III.3.2) Juristische Personen müssen die Namen und die
berufliche Qualifikation der Personen angeben,
die für die Ausführung der Dienstleistung ver-
antwortlich sein sollen: Nein

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bewerber sind bereits ausgewählt worden: Nein

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: Nein

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien: Niedrigster Preis

IV.2.2) Es wird eine elektronische Auktion durchge-
führt: Nein

IV.3) Verwaltungsinformationen

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber: 
OV-igs-256/11

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags: 
Ja, Vorinformation
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Bekanntmachungsnummer im ABl: 
2010/S017-026433 vom 26. Januar 2011

IV.3.3) Bedingungen für Erhalt von Verdingungs-/Aus-
schreibungs- und ergänzenden Unterlagen bzw.
der Beschreibung
Schlusstermin für die Anforderung von oder Ein-
sicht in Unterlagen: 
31. August 2011, 11.00 Uhr
Die Unterlagen sind kostenpflichtig: Ja
Preis: 10,– Euro
Zahlungsbedingungen und -weise:
Überweisung des Kostenbeitrages unter Angabe
des Aktenzeichens OV-igs-256/11 an folgendes
Konto:
Empfänger: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, ZVA,
Kontonummer 375 202 205, BLZ 200 100 20,
Geldinstitut: Postbank Hamburg.
IBAN DE 2001 0020 03752022 05, 
BIC PBNKDEFF200 (Hamburg). 
Hinweis: Schecks und Briefmarken werden nicht
angenommen. Bei Bank- oder Postüberweisun-
gen bitte gleichzeitig Anforderung an die
Anschrift Anhang A II senden. Die Verdingungs-
unterlagen werden nur versandt, wenn der Nach-
weis der Einzahlung vorliegt. Das eingezahlte
Entgelt wird nicht erstattet.

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
bzw. Teilnahmeanträge:
8. September 2011, 9.30 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: Deutsch

IV.3.7) Bindefrist des Angebots:
Bis 7. Oktober 2011

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote
8. September 2011, 9.30 Uhr
Ort: Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
ZVA, Zimmer E 231 
Personen, die bei der Öffnung der Angebote
anwesend sein dürfen: Nein

ABSCHNITT VI: ZUSÄTZLICHE INFORMATIONEN

VI.1) Dauerauftrag: Nein

VI.2) Auftrag in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Gemeinschafts-
mitteln finanziert wird: Nein

VI.3) Sonstige Informationen: –

VI.4) Nachprüfungsverfahren/
Rechtsbehelfsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Nachprüfungsverfahren

Offizielle Bezeichnung:
Vergabekammer bei der Finanzbehörde 
Postanschrift:
Rödingsmarkt 2, 20459 Hamburg, Deutschland
Telefax: +49 (0)40 / 4 28 23 - 20 20

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen:
Genaue Angaben zu den Fristen für die Einle-
gung von Rechtsbehelfen: 
Gem. § 107 Abs. 3 Nr. 4 GWB ist ein Antrag auf
Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens unzu-
lässig, wenn mehr als 15 Kalendertage nach Ein-
gang der Mitteilung des Auftraggebers, einer
Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind. 

VI.4.3) Stelle, bei der Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erhältlich sind: –

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung: 
3. August 2011

ANHANG A
SONSTIGE ADRESSEN UND KONTAKTSTELLEN

I) Adressen und Kontaktstellen, bei denen nähere
Auskünfte erhältlich sind 
Offizielle Bezeichnung: –

II) Adressen und Kontaktstellen, bei denen Ver-
dingungs-/Ausschreibungs- und ergänzende
Unterlagen erhältlich sind (einschließlich
Unterlagen für den wettbewerblichen Dialog
und ein dynamisches Beschaffungssystem)
Offizielle Bezeichnung:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Zentrale Vergabeaufsicht, Zimmer E 228
Postanschrift:
Stadthausbrücke 8, 20355 Hamburg,
Deutschland
Kontakstelle(n):
Telefax: +49 (0)40 / 4 28 40 - 25 54

III) Adressen und Kontaktstellen, an die Angebote/
Teilnahmeanträge zu senden sind
Offizielle Bezeichnung:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Zentrale Vergabeaufsicht, Zimmer E 231
Postanschrift:
Stadthausbrücke 8, 20355 Hamburg,
Deutschland
Kontakstelle(n): –

Hamburg, den 3. August 2011

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
692

Bauaufträge – Öffentliche Ausschreibung
Vergabenummer: 11 A 0300

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):
Bundesrepublik Deutschland, diese vertreten 
durch die Freie und Hansestadt Hamburg,
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Amt für Bauordnung und Hochbau, 
Bundesbauabteilung,
Pappelallee 41, 22089 Hamburg,
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 0,
Telefax: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 06

b) Vergabeverfahren: 
Öffentliche Ausschreibung, VOB/A
Vergabenummer: 11 A 0300
Leitungsnetz Außenbereich
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c) Art des Auftrages: Ausführen von Bauleistungen

d) Ort der Ausführung: 
Helmut-Schmidt-Universität, Hanseaten Kaserne,
Stoltenstraße 13, 22119 Hamburg 

e) Art und Umfang der Leistung, allgemeine Merkmale der
baulichen Anlage:
Allgemeine Merkmale der baulichen Anlage:
Ein vorhandenes Ringnetz wird aufgetrennt. Eine zweite
Einspeisung wird hergestellt. Aufhebung überflüssiger
Leitungsabschnitte. Rückbau von Oberflurhydranten. 
Art der Leistung:
4115 K 0808 Sanierung der Wasserversorgung Hansea-
ten-Kaserne 

Umfang der Leistung:
400 m Druckrohrleitungen für Trinkwasser 

PE-HD DN 50 – 100
14 Absperrschieber für Trinwasser DN 50 – 100

7 Unterflurhydranten DN 80
Zählerschacht für Trinkwasserhausanschluss
DN 1500

800 m³ Bodenaushub für Rohrgräben
700 m² Pflasterarbeiten 

f) Aufteilung in Lose: Nein

g) Erbringen von Planungsleistungen: Nein

h) Ausführungsfrist: 
Beginn: 19. September 2011, Ende: 28. Oktober 2011

i) Anforderung der Verdingungsunterlagen:
Bewerbungsschluss: 18. August 2011
Versand der Verdingungsunterlagen: 23. August 2011

j) Entgelt für die Verdingungsunterlagen:

Vergabenummer: 11 A 0300
Höhe des Entgeltes: 9,– Euro
Zahlungsweise: Banküberweisung (Bargeld, Schecks
und Briefmarken werden nicht angenommen.)
Empfänger: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
Anschrift siehe Buchstabe a)
Kontonummer: 1 027 210 333
BLZ: 200 505 50, Geldinstitut: Hamburger Sparkasse
IBAN: DE 22 200 505 50 1027 210333
BIC-Code: HASPDEHHXXX
Verwendungszweck: 
Kauf der Verdingungsunterlagen 11 A 0300
Fehlt der Verwendungszweck auf Ihrer Überweisung, so
ist die Zahlung nicht zuordenbar und Sie erhalten keine
Unterlagen.
Hinweis:
Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden,
wenn
– auf der Überweisung der Verwendungszweck ange-

geben wurde,
– gleichzeitig mit der Überweisung die Vergabeunter-

lagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe der voll-
ständigen Firmenadresse) bei der Vergabestelle (siehe
Buchstabe a) angefordert wurden,

– die Kasse die Einzahlung bestätigt hat.
Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet.

o) Angebotseröffnung: 
9. September 2011, 10.00 Uhr, 
Anschrift siehe Buchstabe a)

t) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist: 
10. Oktober 2011

u) Geforderte Eignungsnachweise:
Mit dem Angebot sind vorzulegen: Eigenerklärung zur
Eignung (Formblatt 124).

v) Sonstige Angaben: 
Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt
erteilt:
Anschrift siehe Buchstabe a)
Herr Kawaletz, Telefon: +49 (0)40 / 4 28 42 - 2 36

Nachprüfung behaupteter Verstöße: Entfällt

Nachprüfungsstelle nach § 21 VOB/A:
Freie und Hansestadt Hamburg,
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
Amt für Bauordnung und Hochbau,
Bundesbauabteilung,
Pappelallee 41, 22089 Hamburg,
Telefon: +49 (0)40 / 4 28 42 - 4 50,
Telefax: +49 (0)40 / 4 28 42 - 2 06

Hamburg, den 2. August 2011

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Bundesbauabteilung – 693

Öffentliche Ausschreibung
a) Freie und Hansestadt Hamburg,

Behörde für Wissenschaft und Forschung,
vertreten durch die 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
ABH 57, Hochschulbau – HSB,
Weidestraße 122 c, III. Obergeschoss, 22083 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 63 - 52 87
Telefax: 040 / 4 28 63 - 53 31

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt

d) Metallbau – Schlosserarbeiten 

e) Center for Free – Electron Laser Science,
Luruper Chaussee 149, 22761 Hamburg 

f) Vergabenummer ÖA – BSU/HSB 279/11
Die Leistung umfasst neben der Baustelleneinrichtung
das Herstellen, Liefern und die Montage von 2 Typen
von Stahl-Treppengeländern sowie Edelstahl- und
Holzhandläufen.
– Treppengeländer mit Pfosten und Füllstäben, Stahl-

blechverkleidungen von Treppenwangen sowie Edel-
stahl- und Holzhandläufe, ca. 80 lfm.

– Durchgehende Treppenhausgeländer aus Stahlblech,
d = 10 mm als Absturzsicherung mit oben aufge-
schweißtem Handlauf, ca. 115 m².

– Edelstahlhandlauf an bauseitige StB-Wände zu
montieren, gebogen in unterschiedlichen Radien, ca.
150 lfm. 

g) Entfällt

h) Nein

i) Beginn: ca. Oktober 2011, Ende: ca. April 2012 

j) Entfällt
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k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Verkauf und
Einsichtnahme:
vom 3. August 2011 bis 18. August 2011, 9.00 Uhr bis 
12.00 Uhr, Anschrift siehe Buchstabe a)

l) Höhe des Kostenbeitrages: 20,– Euro
Erstattung: Nein
Zahlungsweise: Banküberweisung
Schecks und Briefmarken werden nicht angenommen.
Empfänger: BSU, ABH 57, Hochschulbau – HSB,
Kontonummer: 200 015 60, BLZ: 200 000 00,
Geldinstitut: Bundesbank
Verwendungszweck: 
Referenz: 4040600000004 (ÖA – 279/11)
Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungs-
schreiben an die Anschrift Buchstabe k) schicken. 

m) Entfällt

n) Die Angebote können bis zum 31. August 2011, 
10.00 Uhr, eingereicht werden.

o) Anschrift: siehe grüner Anschriftenzettel zur Ange-
botskennzeichnung.

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.

q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 31. August
2011, 10.00 Uhr, Anschrift siehe Buchstabe o).
Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) siehe Vergabeunterlagen.

s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft
mit bevollmächtigtem Vertreter.

u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen An-
gaben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Ver-
langen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle
Nachunternehmen beizubringen. 

v) Die Zuschlagsfrist endet am 30. November 2011.

w) Beschwerdestelle:
Vergabekammer bei der 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Düsternstraße 10, 20355 Hamburg 

Hamburg, den 3. August 2011
Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt

694

Bekanntmachung
Beschränkte Ausschreibung

nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb 
a) Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,

An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2, Anja Brandenberger,
Telefon: 040 / 4 28 23 - 62 85, Telefax: 040 / 4 28 23 - 62 71,
E-Mail: VergabestelleSBH@sbh.fb.hamburg.de 

b) Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb nach der Vergabe- und Vertragsordnung
für Bauleistungen – Teil A (VOB/A).

c) Entfällt 
d) Es wird ein zeitlich befristeter Rahmenvertrag ausge-

schrieben, aufgrund dessen die jeweiligen Vertragsunter-
nehmen verpflichtet sind, ihre Leistungen auf Abruf

(Einzelauftrag) zu den im Rahmenvertrag festgelegten
Bedingungen auszuführen. Die Ausschreibung wird als
Auf- und Abgebotsverfahren nach § 4 Absatz 4 VOB/A,
mit bepreisten Leistungspositionen ohne Mengenanga-
ben ( Menge 1) durchgeführt. In die engere Wahl kom-
men nur solche Angebote, die nach Prüfung und Wer-
tung gemäß § 16 VOB/A nicht ausgeschlossen werden. 

e) Allgemeinbildende und Berufliche Schulen der Freien
und Hansestadt Hamburg 

f) Vergabenummer: SBH ÖT 07/2011 
Der Rahmenvertrag SBH Hochbau „Dämmarbeiten“
beinhaltet Preise einschließlich Zuschläge und Rabatt-
sätze. Er dient als Auftragsgrundlage für die Vergabe von
Bauleistungen für Maßnahmen der Bauunterhaltung
wie Reparaturleistungen, Havariebeseitigungen und
sonstige Unterhaltungsarbeiten von geringerem Um-
fang. Nach dem Rahmenvertrag können Aufträge von
max. 25.000,– Euro brutto pro Einzelauftrag erteilt wer-
den. Das Auftragsvolumen aller drei Lose wird insge-
samt auf 200.000,– Euro/Jahr geschätzt. 

g) Entfällt
h) Der Rahmenvertrag SBH Hochbau „Dämmarbeiten“

umfaßt drei Lose, für die getrennte Rahmenverträge
abgeschlossen werden. Die Lose entsprechen den
Objektcenterbereichen des SBH bzw. sind in etwa mit
den Bezirksamtsbereichen der Freien und Hansestadt
Hamburg identisch. Die beruflichen Schulen werden
dem jeweiligen Bezirk zugeordnet, im dem sie liegen.
Daraus ergeben sich ca. 150-180 Schulen/Los. Die Be-
werber sollen angeben, für welche Lose und ggf. mit wel-
cher Präferenz sie sich bewerben. Schulbau Hamburg
behält sich die Einschränkung vor das Verfahren so zu
ordnen, dass ein Bieter für maximal 1 Los den Zuschlag
erhält.
1) Los 1 umfasst: 

Altona, SBH-Objektcenter 2;
Mitte, SBH-Objektcenter 7;

2) Los 2 umfasst:
Eimsbüttel, SBH-Objektcenter 3;
Nord, SBH-Objektcenter 4

3) Los 3 umfasst: 
Bergedorf, Harburg, SBH-Objektcenter 8;
Wandsbek-Nord, SBH-Objektcenter 5;
Wandsbek-Süd, SBH-Objektcenter 6 

i) Beginn: 1. Oktober 2011, Ende: 30. September 2012 
j) Die Abgabe von Nebenangeboten ist nicht zugelassen. 
k) Entfällt 
l) Entfällt 
m) Einsendetermin für Teilnahmeanträge endet am: 

23. August 2011 um 14.00 Uhr. 
Anträge sind zu richten an: Anschrift siehe Buchstabe o).

n) Ausschreibungsunterlagen erhalten nur Firmen, die den
Anforderungen des ÖT entsprechen. Die Unterlagen
werden Ende August/Anfang September 2011 an die
qualifizierten Firmen verschickt. Den Bietern wird eine
angemessene Frist für die Abgabe gesetzt.

o) Anschrift
Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.
q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am: –

Anschrift siehe Buchstabe o)
Bieter und ihre Bevollmächtigten
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r) Keine
s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen. 
t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit

bevollmächtigtem Vertreter.
u) Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, um

die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Die Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren sind in
einem verschlossenen Umschlag, gekennzeichnet mit
der Auftragsbezeichnung des Auftraggebers, einzurei-
chen. Beabsichtigt der Bewerber, wesentliche Teile der
Leistung von Nachunternehmen bzw. anderen Unter-
nehmen ausführen zu lassen, muss er in seinem Teilnah-
meantrag die durch Nachunternehmen auszuführenden
Leistungen angeben und auf gesondertes Verlangen der
Vergabestelle zudem von der Vergabestelle bestimmten
Zeitpunkt Nachweise und Angaben hierzu vorlegen. 
Mit dem Antrag auf Teilnahme sind vorzulegen: 
a) Benennung des Umsatzes des Unternehmens jeweils

bezogen auf die letzten drei abgeschlossenen
Geschäftsjahre, soweit er Bauleistungen und andere
Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leis-
tung vergleichbar sind, unter Einschluss des Anteils
bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausge-
führten Leistungen, durch Vorlage einer Bestätigung
des Umsatzes durch einen vereidigten Wirtschafts-
prüfer/Steuerberater oder einen entsprechend testier-
ten Jahresabschluss oder entsprechend testierte
Gewinn- und Verlustrechnungen. 

b) Benennung von Leistungen in den letzten drei abge-
schlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu verge-
benden Leistung vergleichbar sind, durch mindes-
tens 3 Referenzen mit schriftlicher Bestätigung des
Auftraggebers, dass die Leistungen auftragsgemäß
erbracht wurden. 

c) Angabe der Zahl der in den letzten drei abgeschlosse-
nen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäf-
tigten Arbeitskräfte gegliedert nach Lohngruppen
mit gesondert ausgewiesenem technischen Leitungs-
personal. 

d) Angaben zur Eintragung in das Berufsregister ihres
Sitzes oder Wohnsitzes, durch Vorlage einer Gewer-
beanmeldung und eines Handelsregisterauszuges,
der Eintragung in die Handwerksrolle oder bei der
Industrie- und Handelskammer. 

e) Angaben, ob ein Insolvenzverfahren oder ein ver-
gleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet
oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der
Antrag mangels Masse abgelehnt wurde oder ein
Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde. Der
rechtskräftige Insolvenzplan ist vorzulegen. 

f) Angaben, ob sich das Unternehmen in der Liquida-
tion befindet. 

g) Angaben, dass nachweislich keine schweren Verfeh-
lungen begangen wurden, die die Zuverlässigkeit als
Bewerber in Frage stellen, durch Abgabe folgender
Erklärungen: „Ich/wir erklären, dass ich/wir in den
letzten 2 Jahren nicht gemäß § 21 Absatz 1 Satz 1 oder
2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder gemäß § 21
Absatz 1 Arbeitnehmerentsendegesetz mit einer Frei-
heitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer
Geldstrafe von 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße
von mehr als 2500,– Euro belegt worden bin/sind.
Ferner erkläre ich/wir, dass keine wirksame Gewer-
beuntersagung vorliegt, und dass kein rechtskräftiges
Urteil in den letzten 2 Jahren gegen Mitarbeiter 
in Leitungsfunktionen z. B. wegen wettbewerbs-
beschränkender Absprachen bei Ausschreibungen 

(§ 298 StGB), Bestechung im geschäftlichem Verkehr
(§ 299 StGB), Baugefährdung (§ 319 StGB), unerlaub-
ter Umgang mit gefährlichen Stoffen (§ 326 StGB),
Betrug (§ 263 StGB), Bestechung (§ 334 StGB) vorlie-
gen, die mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 
3 Monaten oder mit einer Geldstrafe von 90 Tagessät-
zen geahndet wurden.“ 

h) Angaben, dass die Verpflichtung zur Zahlung von
Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetz-
lichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt
wurde, durch Vorlage einer gültigen Freistellungsbe-
scheinigung und einer aktuellen Unbedenklichkeits-
bescheinigung der Sozialkasse, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 

i) Angaben, dass das Unternehmen bei der Berufsge-
nossenschaft angemeldet ist, durch Vorlage einer
qualifizierten Unbedenklichkeitsbescheinigung der
Berufsgenossenschaft bzw. des Versicherungsträgers
mit Angabe der Lohnsummen, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 

v) Die Zuschlagsfrist endet am 30. September 2011. 
w) Beschwerdestelle: 

Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Herr Klaus Teichert (Sprecher der Geschäftsführung),
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

Hamburg, den 2. August 2011

Die Finanzbehörde 695

Bekanntmachung
Beschränkte Ausschreibung

nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb 
a) Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,

An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2, Anja Brandenberger,
Telefon: 040 / 4 28 23 - 62 85, Telefax: 040 / 4 28 23 - 62 71,
E-Mail: VergabestelleSBH@sbh.fb.hamburg.de 

b) Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb nach der Vergabe- und Vertragsordnung
für Bauleistungen – Teil A (VOB/A).

c) Entfällt 
d) Es wird ein zeitlich befristeter Rahmenvertrag ausge-

schrieben, aufgrund dessen die jeweiligen Vertragsunter-
nehmen verpflichtet sind, ihre Leistungen auf Abruf
(Einzelauftrag) zu den im Rahmenvertrag festgelegten
Bedingungen auszuführen. Die Ausschreibung wird als
Auf- und Abgebotsverfahren nach § 4 Absatz 4 VOB/A,
mit bepreisten Leistungspositionen ohne Mengenanga-
ben ( Menge 1) durchgeführt. In die engere Wahl kom-
men nur solche Angebote, die nach Prüfung und Wer-
tung gemäß § 16 VOB/A nicht ausgeschlossen werden. 

e) Allgemeinbildende und Berufliche Schulen der Freien
und Hansestadt Hamburg 

f) Vergabenummer: SBH ÖT 08/2011 
Der Rahmenvertrag SBH Hochbau „Erd- und Entwässe-
rungskanalarbeiten“ beinhaltet Preise einschließlich
Zuschläge und Rabattsätze. Er dient als Auftragsgrund-
lage für die Vergabe von Bauleistungen für Maßnahmen
der Bauunterhaltung wie Reparaturleistungen, Havarie-
beseitigungen und sonstige Unterhaltungsarbeiten von
geringerem Umfang. Nach dem Rahmenvertrag können
Aufträge von max. 25.000,– Euro brutto pro Einzelauf-
trag erteilt werden. Das Auftragsvolumen aller Lose
wird insgesamt auf 1.000.000,– Euro/Jahr geschätzt.

g) Entfällt
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h) Der Rahmenvertrag SBH Hochbau „Erd- und Entwässe-
rungskanalarbeiten“ umfaßt 14 Lose, für die getrennte
Rahmenverträge abgeschlossen werden. Je Objektcent-
erbereich des SBH , der in etwa dem Bezirksamtsbereich
der Freien und Hansestadt Hamburg entspricht, werden
2 Lose gebildet. Die beruflichen Schulen werden dem
jeweiligen Bezirk zugeordnet, im dem sie liegen. Daraus
ergeben sich ca. 30-35 Schulen/Los. Die Bewerber sollen
angeben, für welche Lose und ggf. mit welcher Präferenz
sie sich bewerben. Schulbau Hamburg behält sich die
Einschränkung vor das Verfahren so zu ordnen, dass ein
Bieter für maximal 2 Lose den Zuschlag erhält. 
1) 2 Lose Altona, SBH-Objektcenter 2
2) 2 Lose Eimsbüttel, SBH-Objektcenter 3
3) 2 Lose Nord, SBH-Objektcenter 4
4) 2 Lose Wandsbek-Nord, SBH-Objektcenter 5
5) 2 Lose Wandsbek-Süd, SBH-Objektcenter 6
6) 2 Lose Mitte, SBH-Objektcenter 7
7) 2 Lose Bergedorf,Harburg, Finkenwerder, 

SBH-Objektcenter 8
i) Beginn: vorraussichtlich 15. Oktober 2011,

Ende: vorraussichtlich 14. Oktober 2012 
mit der Option der Verlängerung

j) Die Abgabe von Nebenangeboten ist nicht zugelassen. 
k) Entfällt 
l) Entfällt 
m) Einsendetermin für Teilnahmeanträge endet am:

23. August 2011 um 14.00 Uhr. 
Anträge sind zu richten an: Anschrift siehe Buchstabe o).

n) Ausschreibungsunterlagen erhalten nur Firmen, die den
Anforderungen des ÖT entsprechen. Die Unterlagen
werden Ende August/Anfang September 2011 an die
qualifizierten Firmen verschickt. Den Bietern wird eine
angemessene Frist für die Abgabe gesetzt.

o) Anschrift
Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.
q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am: –

Anschrift siehe Buchstabe o)
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Keine
s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen. 
t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit

bevollmächtigtem Vertreter.
u) Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, um

die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Die Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren sind in
einem verschlossenen Umschlag, gekennzeichnet mit
der Auftragsbezeichnung des Auftraggebers, einzurei-
chen. Beabsichtigt der Bewerber, wesentliche Teile der
Leistung von Nachunternehmen bzw. anderen Unter-
nehmen ausführen zu lassen, muss er in seinem Teilnah-
meantrag die durch Nachunternehmen auszuführenden
Leistungen angeben und auf gesondertes Verlangen der
Vergabestelle zudem von der Vergabestelle bestimmten
Zeitpunkt Nachweise und Angaben hierzu vorlegen. 
Mit dem Antrag auf Teilnahme sind vorzulegen: 
a) Benennung des Umsatzes des Unternehmens jeweils

bezogen auf die letzten drei abgeschlossenen
Geschäftsjahre, soweit er Bauleistungen und andere

Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leis-
tung vergleichbar sind, unter Einschluss des Anteils
bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausge-
führten Leistungen, durch Vorlage einer Bestätigung
des Umsatzes durch einen vereidigten Wirtschafts-
prüfer/Steuerberater oder einen entsprechend testier-
ten Jahresabschluss oder entsprechend testierte
Gewinn- und Verlustrechnungen. 

b) Benennung von Leistungen in den letzten drei abge-
schlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu verge-
benden Leistung vergleichbar sind, durch mindes-
tens 3 Referenzen mit schriftlicher Bestätigung des
Auftraggebers, dass die Leistungen auftragsgemäß
erbracht wurden. 

c) Angabe der Zahl der in den letzten drei abgeschlosse-
nen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäf-
tigten Arbeitskräfte gegliedert nach Lohngruppen
mit gesondert ausgewiesenem technischen Leitungs-
personal. 

d) Angaben zur Eintragung in das Berufsregister ihres
Sitzes oder Wohnsitzes, durch Vorlage einer Gewer-
beanmeldung und eines Handelsregisterauszuges,
der Eintragung in die Handwerksrolle oder bei der
Industrie- und Handelskammer. 

e) Angaben, ob ein Insolvenzverfahren oder ein ver-
gleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet
oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der
Antrag mangels Masse abgelehnt wurde oder ein
Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde. Der
rechtskräftige Insolvenzplan ist vorzulegen. 

f) Angaben, ob sich das Unternehmen in der Liquida-
tion befindet. 

g) Angaben, dass nachweislich keine schweren Verfeh-
lungen begangen wurden, die die Zuverlässigkeit als
Bewerber in Frage stellen, durch Abgabe folgender
Erklärungen: „Ich/wir erklären, dass ich/wir in den
letzten 2 Jahren nicht gemäß § 21 Absatz 1 Satz 1 oder
2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder gemäß § 21
Absatz 1 Arbeitnehmerentsendegesetz mit einer Frei-
heitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer
Geldstrafe von 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße
von mehr als 2500,– Euro belegt worden bin/sind.
Ferner erkläre ich/wir, dass keine wirksame Gewer-
beuntersagung vorliegt, und dass kein rechtskräftiges
Urteil in den letzten 2 Jahren gegen Mitarbeiter 
in Leitungsfunktionen z. B. wegen wettbewerbs-
beschränkender Absprachen bei Ausschreibungen 
(§ 298 StGB), Bestechung im geschäftlichem Verkehr
(§ 299 StGB), Baugefährdung (§ 319 StGB), unerlaub-
ter Umgang mit gefährlichen Stoffen (§ 326 StGB),
Betrug (§ 263 StGB), Bestechung (§ 334 StGB) vorlie-
gen, die mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 
3 Monaten oder mit einer Geldstrafe von 90 Tagessät-
zen geahndet wurden.“ 

h) Angaben, dass die Verpflichtung zur Zahlung von
Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetz-
lichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt
wurde, durch Vorlage einer gültigen Freistellungsbe-
scheinigung und einer aktuellen Unbedenklichkeits-
bescheinigung der Sozialkasse, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 

i) Angaben, dass das Unternehmen bei der Berufsge-
nossenschaft angemeldet ist, durch Vorlage einer
qualifizierten Unbedenklichkeitsbescheinigung der
Berufsgenossenschaft bzw. des Versicherungsträgers
mit Angabe der Lohnsummen, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 
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j) Der Nachweis der Zertifizierung gemäß § 13 des
Hamburgischen Abwassergesetzes.

k) Nachweis der Zertifizierung nach Güteschutz Kanal-
bau RAL-GZ 961 für die Bereiche 1, 2 und 7.

v) Die Zuschlagsfrist endet am 14. Oktober 2011. 

w) Beschwerdestelle: 
Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Herr Klaus Teichert (Sprecher der Geschäftsführung),
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

Hamburg, den 2. August 2011

Die Finanzbehörde 696

Bekanntmachung
Beschränkte Ausschreibung

nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb 

a) Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2, Anja Brandenberger,
Telefon: 040 / 4 28 23 - 62 85, Telefax: 040 / 4 28 23 - 62 71,
E-Mail: VergabestelleSBH@sbh.fb.hamburg.de 

b) Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb nach der Vergabe- und Vertragsordnung
für Bauleistungen – Teil A (VOB/A).

c) Entfällt 

d) Es wird ein zeitlich befristeter Rahmenvertrag ausge-
schrieben, aufgrund dessen die jeweiligen Vertragsunter-
nehmen verpflichtet sind, ihre Leistungen auf Abruf
(Einzelauftrag) zu den im Rahmenvertrag festgelegten
Bedingungen auszuführen. Die Ausschreibung wird als
Auf- und Abgebotsverfahren nach § 4 Absatz 4 VOB/A,
mit bepreisten Leistungspositionen ohne Mengenanga-
ben ( Menge 1) durchgeführt. In die engere Wahl kom-
men nur solche Angebote, die nach Prüfung und Wer-
tung gemäß § 16 VOB/A nicht ausgeschlossen werden. 

e) Allgemeinbildende und Berufliche Schulen der Freien
und Hansestadt Hamburg 

f) Vergabenummer: SBH ÖT 09/2011 

Der Rahmenvertrag SBH Hochbau „Gas-, Wasser- und
Entwässerungsanlagen“ beinhaltet Preise einschließlich
Zuschläge und Rabattsätze. Er dient als Auftragsgrund-
lage für die Vergabe von Bauleistungen für Maßnahmen
der Bauunterhaltung wie Reparaturleistungen, Havarie-
beseitigungen und sonstige Unterhaltungsarbeiten von
geringerem Umfang. Nach dem Rahmenvertrag können
Aufträge von max. 25.000,– Euro brutto pro Einzelauf-
trag erteilt werden. Das Auftragsvolumen aller Lose
wird insgesamt auf 600.000,– Euro/Jahr geschätzt.

g) Entfällt

h) Der Rahmenvertrag SBH Hochbau „Gas-, Wasser- und
Entwässerungsanlagen“ umfaßt sieben Lose, für die ge-
trennte Rahmenverträge abgeschlossen werden. Die
Lose entsprechen den Objektcenterbereichen des SBH
bzw. sind in etwa mit den Bezirksamtsbereichen der
Freien und Hansestadt Hamburg identisch. Die beruf-
lichen Schulen werden dem jeweiligen Bezirk zugeord-
net, im dem sie liegen. Daraus ergeben sich ca. 56-84
Schulen/Los. Die Bewerber sollen angeben, für welche
Lose und ggf. mit welcher Präferenz  sie sich bewerben.
Schulbau Hamburg behält sich die Einschränkung vor
das Verfahren so zu ordnen, dass ein Bieter für maximal
1 Los den Zuschlag erhält.

1) Los Altona, SBH-Objektcenter 2

2) Los Eimsbüttel, SBH-Objektcenter 3

3) Los Nord, SBH-Objektcenter 4
4) Los Wandsbek-Nord, SBH-Objektcenter 5
5) Los Wandsbek-Süd, SBH-Objektcenter 6
6) Los Mitte, SBH-Objektcenter 7
7) Los Bergedorf,Harburg, SBH-Objektcenter 8

i) Beginn: vorraussichtlich 15. Oktober 2011,
Ende: vorraussichtlich 14. Oktober 2012 

mit der Option der Verlängerung
j) Die Abgabe von Nebenangeboten ist nicht zugelassen. 
k) Entfällt 
l) Entfällt 
m) Einsendetermin für Teilnahmeanträge endet am:

23. August 2011 um 14.00 Uhr. 
Anträge sind zu richten an: Anschrift siehe Buchstabe o).

n) Ausschreibungsunterlagen erhalten nur Firmen, die den
Anforderungen des ÖT entsprechen. Die Unterlagen
werden Ende August/Anfang September 2011 an die
qualifizierten Firmen verschickt. Den Bietern wird eine
angemessene Frist für die Abgabe gesetzt.

o) Anschrift
Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.
q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am: –

Anschrift siehe Buchstabe o)
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Keine
s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen. 
t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit

bevollmächtigtem Vertreter.
u) Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, um

die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Die Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren sind in
einem verschlossenen Umschlag, gekennzeichnet mit
der Auftragsbezeichnung des Auftraggebers, einzurei-
chen. Beabsichtigt der Bewerber, wesentliche Teile der
Leistung von Nachunternehmen bzw. anderen Unter-
nehmen ausführen zu lassen, muss er in seinem Teilnah-
meantrag die durch Nachunternehmen auszuführenden
Leistungen angeben und auf gesondertes Verlangen der
Vergabestelle zudem von der Vergabestelle bestimmten
Zeitpunkt Nachweise und Angaben hierzu vorlegen. 
Mit dem Antrag auf Teilnahme sind vorzulegen: 
a) Benennung des Umsatzes des Unternehmens jeweils

bezogen auf die letzten drei abgeschlossenen
Geschäftsjahre, soweit er Bauleistungen und andere
Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leis-
tung vergleichbar sind, unter Einschluss des Anteils
bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausge-
führten Leistungen, durch Vorlage einer Bestätigung
des Umsatzes durch einen vereidigten Wirtschafts-
prüfer/Steuerberater oder einen entsprechend testier-
ten Jahresabschluss oder entsprechend testierte
Gewinn- und Verlustrechnungen. 

b) Benennung von Leistungen in den letzten drei abge-
schlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu verge-
benden Leistung vergleichbar sind, durch mindes-
tens 3 Referenzen mit schriftlicher Bestätigung des
Auftraggebers, dass die Leistungen auftragsgemäß
erbracht wurden. 

c) Angabe der Zahl der in den letzten drei abgeschlosse-
nen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäf-
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tigten Arbeitskräfte gegliedert nach Lohngruppen
mit gesondert ausgewiesenem technischen Leitungs-
personal. 

d) Angaben zur Eintragung in das Berufsregister ihres
Sitzes oder Wohnsitzes, durch Vorlage einer Gewer-
beanmeldung und eines Handelsregisterauszuges,
der Eintragung in die Handwerksrolle oder bei der
Industrie- und Handelskammer. 

e) Angaben, ob ein Insolvenzverfahren oder ein ver-
gleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet
oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der
Antrag mangels Masse abgelehnt wurde oder ein
Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde. Der
rechtskräftige Insolvenzplan ist vorzulegen. 

f) Angaben, ob sich das Unternehmen in der Liquida-
tion befindet. 

g) Angaben, dass nachweislich keine schweren Verfeh-
lungen begangen wurden, die die Zuverlässigkeit als
Bewerber in Frage stellen, durch Abgabe folgender
Erklärungen: „Ich/wir erklären, dass ich/wir in den
letzten 2 Jahren nicht gemäß § 21 Absatz 1 Satz 1 oder
2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder gemäß § 21
Absatz 1 Arbeitnehmerentsendegesetz mit einer Frei-
heitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer
Geldstrafe von 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße
von mehr als 2500,– Euro belegt worden bin/sind.
Ferner erkläre ich/wir, dass keine wirksame Gewer-
beuntersagung vorliegt, und dass kein rechtskräftiges
Urteil in den letzten 2 Jahren gegen Mitarbeiter 
in Leitungsfunktionen z. B. wegen wettbewerbs-
beschränkender Absprachen bei Ausschreibungen 
(§ 298 StGB), Bestechung im geschäftlichem Verkehr
(§ 299 StGB), Baugefährdung (§ 319 StGB), unerlaub-
ter Umgang mit gefährlichen Stoffen (§ 326 StGB),
Betrug (§ 263 StGB), Bestechung (§ 334 StGB) vorlie-
gen, die mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 
3 Monaten oder mit einer Geldstrafe von 90 Tagessät-
zen geahndet wurden.“ 

h) Angaben, dass die Verpflichtung zur Zahlung von
Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetz-
lichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt
wurde, durch Vorlage einer gültigen Freistellungsbe-
scheinigung und einer aktuellen Unbedenklichkeits-
bescheinigung der Sozialkasse, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 

i) Angaben, dass das Unternehmen bei der Berufsge-
nossenschaft angemeldet ist, durch Vorlage einer
qualifizierten Unbedenklichkeitsbescheinigung der
Berufsgenossenschaft bzw. des Versicherungsträgers
mit Angabe der Lohnsummen, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 

v) Die Zuschlagsfrist endet am 14. Oktober 2011. 
w) Beschwerdestelle: 

Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Herr Klaus Teichert (Sprecher der Geschäftsführung),
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

Hamburg, den 2. August 2011

Die Finanzbehörde 697

Bekanntmachung
Beschränkte Ausschreibung

nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb 
a) Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,

An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2, Anja Brandenberger,

Telefon: 040 / 4 28 23 - 62 85, Telefax: 040 / 4 28 23 - 62 71,
E-Mail: VergabestelleSBH@sbh.fb.hamburg.de 

b) Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb nach der Vergabe- und Vertragsordnung
für Bauleistungen – Teil A (VOB/A).

c) Entfällt 
d) Es wird ein zeitlich befristeter Rahmenvertrag ausge-

schrieben, aufgrund dessen die jeweiligen Vertragsunter-
nehmen verpflichtet sind, ihre Leistungen auf Abruf
(Einzelauftrag) zu den im Rahmenvertrag festgelegten
Bedingungen auszuführen. Die Ausschreibung wird als
Auf- und Abgebotsverfahren nach § 4 Absatz 4 VOB/A,
mit bepreisten Leistungspositionen ohne Mengenanga-
ben ( Menge 1) durchgeführt. In die engere Wahl kom-
men nur solche Angebote, die nach Prüfung und Wer-
tung gemäß § 16 VOB/A nicht ausgeschlossen werden. 

e) Allgemeinbildende und Berufliche Schulen der Freien
und Hansestadt Hamburg 

f) Vergabenummer: SBH ÖT 10/2011 
Der Rahmenvertrag SBH Hochbau „Dachdichtungs-
und Klempnerarbeiten“ beinhaltet Preise einschließlich
Zuschläge und Rabattsätze. Er dient als Auftragsgrund-
lage für die Vergabe von Bauleistungen für Maßnahmen
der Bauunterhaltung wie Reparaturleistungen, Havarie-
beseitigungen und sonstige Unterhaltungsarbeiten von
geringerem Umfang. Nach dem Rahmenvertrag können
Aufträge von max. 25.000,– Euro brutto pro Einzelauf-
trag erteilt werden. Das Auftragsvolumen aller Lose
wird insgesamt auf 200.000,– Euro/Jahr geschätzt.

g) Entfällt
h) Der Rahmenvertrag SBH Hochbau „Dachdichtungs-

und Klempnerarbeiten“ umfaßt drei Lose, für die
getrennte Rahmenverträge abgeschlossen werden. Die
Lose entsprechen den Objektcenterbereichen des SBH
bzw. sind in etwa mit den Bezirksamtsbereichen der
Freien und Hansestadt Hamburg identisch. Die beruf-
lichen Schulen werden dem jeweiligen Bezirk zugeord-
net, im dem sie liegen. Daraus ergeben sich ca.150-180
Schulen/Los. Die Bewerber sollen angeben, für welche
Lose und ggf. mit welcher Präferenz sie sich bewerben.
Schulbau Hamburg behält sich die Einschränkung vor
das Verfahren so zu ordnen, dass ein Bieter für maximal
1 Los den Zuschlag erhält.
1) Los 1 umfasst: 

Altona, SBH-Objektcenter 2;
Mitte, SBH-Objektcenter 7;

2) Los 2 umfasst:
Eimsbüttel, SBH-Objektcenter 3;
Nord, SBH-Objektcenter 4

3) Los 3 umfasst: 
Bergedorf, Harburg, SBH-Objektcenter 8;
Wandsbek-Nord, SBH-Objektcenter 5;
Wandsbek-Süd, SBH-Objektcenter 6 

i) Beginn: vorraussichtlich 15. Oktober 2011,
Ende: vorraussichtlich 14. Oktober 2012 

mit der Option der Verlängerung
j) Die Abgabe von Nebenangeboten ist nicht zugelassen. 
k) Entfällt 
l) Entfällt 
m) Einsendetermin für Teilnahmeanträge endet am:

23. August 2011 um 14.00 Uhr. 
Anträge sind zu richten an: Anschrift siehe Buchstabe o).

n) Ausschreibungsunterlagen erhalten nur Firmen, die den
Anforderungen des ÖT entsprechen. Die Unterlagen
werden Ende August/Anfang September 2011 an die
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qualifizierten Firmen verschickt. Den Bietern wird eine
angemessene Frist für die Abgabe gesetzt.

o) Anschrift
Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.
q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am: –

Anschrift siehe Buchstabe o)
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Keine
s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen. 
t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit

bevollmächtigtem Vertreter.
u) Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, um

die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Die Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren sind in
einem verschlossenen Umschlag, gekennzeichnet mit
der Auftragsbezeichnung des Auftraggebers, einzurei-
chen. Beabsichtigt der Bewerber, wesentliche Teile der
Leistung von Nachunternehmen bzw. anderen Unter-
nehmen ausführen zu lassen, muss er in seinem Teilnah-
meantrag die durch Nachunternehmen auszuführenden
Leistungen angeben und auf gesondertes Verlangen der
Vergabestelle zudem von der Vergabestelle bestimmten
Zeitpunkt Nachweise und Angaben hierzu vorlegen. 
Mit dem Antrag auf Teilnahme sind vorzulegen: 
a) Benennung des Umsatzes des Unternehmens jeweils

bezogen auf die letzten drei abgeschlossenen
Geschäftsjahre, soweit er Bauleistungen und andere
Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leis-
tung vergleichbar sind, unter Einschluss des Anteils
bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausge-
führten Leistungen, durch Vorlage einer Bestätigung
des Umsatzes durch einen vereidigten Wirtschafts-
prüfer/Steuerberater oder einen entsprechend testier-
ten Jahresabschluss oder entsprechend testierte
Gewinn- und Verlustrechnungen. 

b) Benennung von Leistungen in den letzten drei abge-
schlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu verge-
benden Leistung vergleichbar sind, durch mindes-
tens 3 Referenzen mit schriftlicher Bestätigung des
Auftraggebers, dass die Leistungen auftragsgemäß
erbracht wurden. 

c) Angabe der Zahl der in den letzten drei abgeschlosse-
nen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäf-
tigten Arbeitskräfte gegliedert nach Lohngruppen
mit gesondert ausgewiesenem technischen Leitungs-
personal. 

d) Angaben zur Eintragung in das Berufsregister ihres
Sitzes oder Wohnsitzes, durch Vorlage einer Gewer-
beanmeldung und eines Handelsregisterauszuges,
der Eintragung in die Handwerksrolle oder bei der
Industrie- und Handelskammer. 

e) Angaben, ob ein Insolvenzverfahren oder ein ver-
gleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet
oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der
Antrag mangels Masse abgelehnt wurde oder ein
Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde. Der
rechtskräftige Insolvenzplan ist vorzulegen. 

f) Angaben, ob sich das Unternehmen in der Liquida-
tion befindet. 

g) Angaben, dass nachweislich keine schweren Verfeh-
lungen begangen wurden, die die Zuverlässigkeit als
Bewerber in Frage stellen, durch Abgabe folgender

Erklärungen: „Ich/wir erklären, dass ich/wir in den
letzten 2 Jahren nicht gemäß § 21 Absatz 1 Satz 1 oder
2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder gemäß § 21
Absatz 1 Arbeitnehmerentsendegesetz mit einer Frei-
heitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer
Geldstrafe von 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße
von mehr als 2500,– Euro belegt worden bin/sind.
Ferner erkläre ich/wir, dass keine wirksame Gewer-
beuntersagung vorliegt, und dass kein rechtskräftiges
Urteil in den letzten 2 Jahren gegen Mitarbeiter 
in Leitungsfunktionen z. B. wegen wettbewerbs-
beschränkender Absprachen bei Ausschreibungen 
(§ 298 StGB), Bestechung im geschäftlichem Verkehr
(§ 299 StGB), Baugefährdung (§ 319 StGB), unerlaub-
ter Umgang mit gefährlichen Stoffen (§ 326 StGB),
Betrug (§ 263 StGB), Bestechung (§ 334 StGB) vorlie-
gen, die mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 
3 Monaten oder mit einer Geldstrafe von 90 Tagessät-
zen geahndet wurden.“ 

h) Angaben, dass die Verpflichtung zur Zahlung von
Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetz-
lichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt
wurde, durch Vorlage einer gültigen Freistellungsbe-
scheinigung und einer aktuellen Unbedenklichkeits-
bescheinigung der Sozialkasse, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 

i) Angaben, dass das Unternehmen bei der Berufsge-
nossenschaft angemeldet ist, durch Vorlage einer
qualifizierten Unbedenklichkeitsbescheinigung der
Berufsgenossenschaft bzw. des Versicherungsträgers
mit Angabe der Lohnsummen, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 

v) Die Zuschlagsfrist endet am 14. Oktober 2011. 

w) Beschwerdestelle: 
Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Herr Klaus Teichert (Sprecher der Geschäftsführung),
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

Hamburg, den 2. August 2011

Die Finanzbehörde 698

Bekanntmachung
Beschränkte Ausschreibung

nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb 

a) Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2, Anja Brandenberger,
Telefon: 040 / 4 28 23 - 62 85, Telefax: 040 / 4 28 23 - 62 71,
E-Mail: VergabestelleSBH@sbh.fb.hamburg.de 

b) Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb nach der Vergabe- und Vertragsordnung
für Bauleistungen – Teil A (VOB/A).

c) Entfällt 

d) Es wird ein zeitlich befristeter Rahmenvertrag ausge-
schrieben, aufgrund dessen die jeweiligen Vertragsunter-
nehmen verpflichtet sind, ihre Leistungen auf Abruf
(Einzelauftrag) zu den im Rahmenvertrag festgelegten
Bedingungen auszuführen. Die Ausschreibung wird als
Auf- und Abgebotsverfahren nach § 4 Absatz 4 VOB/A,
mit bepreisten Leistungspositionen ohne Mengenanga-
ben ( Menge 1) durchgeführt. In die engere Wahl kom-
men nur solche Angebote, die nach Prüfung und Wer-
tung gemäß § 16 VOB/A nicht ausgeschlossen werden. 

e) Allgemeinbildende und Berufliche Schulen der Freien
und Hansestadt Hamburg 
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f) Vergabenummer: SBH ÖT 11/2011 

Der Rahmenvertrag SBH Hochbau/Haustechnik „Äußere
Blitzschutzanlagen“ beinhaltet die Arbeiten an den
äußeren Blitzschutzanlagen von Gebäuden und Liegen-
schaften, einschließlich der Erstellung des Hauptpoten-
tialausgleiches, einschließlich Zuschläge und Rabatt-
sätze. Er dient als Auftragsgrundlage für die Vergabe von
Bauleistungen für Maßnahmen der Bauunterhaltung
wie Reparaturleistungen, Havariebeseitigungen und
sonstige Unterhaltungsarbeiten von geringerem Um-
fang. Nach dem Rahmenvertrag können Aufträge von
max. 25.000,– Euro brutto pro Einzelauftrag erteilt wer-
den. Das Auftragsvolumen aller Lose wird insgesamt auf
200.000,– Euro/Jahr geschätzt.

g) Entfällt

h) Der Rahmenvertrag SBH Hochbau/Haustechnik „Äußere
Blitzschutzanlagen“ umfaßt drei Lose, für die getrennte
Rahmenverträge abgeschlossen werden. Die Lose ent-
sprechen den Objektcenterbereichen des SBH bzw. sind
in etwa mit den Bezirksamtsbereichen der Freien und
Hansestadt Hamburg identisch. Die beruflichen Schu-
len werden dem jeweiligen Bezirk zugeordnet, im dem
sie liegen. Daraus ergeben sich ca.150-180 Schulen/Los.
Die Bewerber sollen angeben, für welche Lose und ggf.
mit welcher Präferenz sie sich bewerben. Schulbau
Hamburg behält sich die Einschränkung vor das Verfah-
ren so zu ordnen, dass ein Bieter für maximal 1 Los den
Zuschlag erhält.

1) Los 1 umfasst: 
Altona, SBH-Objektcenter 2;
Mitte, SBH-Objektcenter 7;

2) Los 2 umfasst:
Eimsbüttel, SBH-Objektcenter 3;
Nord, SBH-Objektcenter 4

3) Los 3 umfasst: 
Wandsbek-Nord, SBH-Objektcenter 5;
Wandsbek-Süd, SBH-Objektcenter 6;
Bergedorf, Rest Harburg und 
Finkenwerder, SBH-Objektcenter 8;

i) Beginn: vorraussichtlich 15. Oktober 2011,
Ende: vorraussichtlich 14. Oktober 2012 

mit der Option der Verlängerung

j) Die Abgabe von Nebenangeboten ist nicht zugelassen. 

k) Entfällt 

l) Entfällt 

m) Einsendetermin für Teilnahmeanträge endet am:
26. August 2011 um 14.00 Uhr. 

Anträge sind zu richten an: Anschrift siehe Buchstabe o).

n) Ausschreibungsunterlagen erhalten nur Firmen, die den
Anforderungen des ÖT entsprechen. Die Unterlagen
werden Ende August/Anfang September 2011 an die
qualifizierten Firmen verschickt. Den Bietern wird eine
angemessene Frist für die Abgabe gesetzt.

o) Anschrift
Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.

q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am: –
Anschrift siehe Buchstabe o)
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Keine

s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen. 

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit
bevollmächtigtem Vertreter.

u) Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, um
die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Die Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren sind in
einem verschlossenen Umschlag, gekennzeichnet mit
der Auftragsbezeichnung des Auftraggebers, einzurei-
chen. Beabsichtigt der Bewerber, wesentliche Teile der
Leistung von Nachunternehmen bzw. anderen Unter-
nehmen ausführen zu lassen, muss er in seinem Teilnah-
meantrag die durch Nachunternehmen auszuführenden
Leistungen angeben und auf gesondertes Verlangen der
Vergabestelle zudem von der Vergabestelle bestimmten
Zeitpunkt Nachweise und Angaben hierzu vorlegen. 
Mit dem Antrag auf Teilnahme sind vorzulegen: 
a) Benennung des Umsatzes des Unternehmens jeweils

bezogen auf die letzten drei abgeschlossenen
Geschäftsjahre, soweit er Bauleistungen und andere
Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leis-
tung vergleichbar sind, unter Einschluss des Anteils
bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausge-
führten Leistungen, durch Vorlage einer Bestätigung
des Umsatzes durch einen vereidigten Wirtschafts-
prüfer/Steuerberater oder einen entsprechend testier-
ten Jahresabschluss oder entsprechend testierte
Gewinn- und Verlustrechnungen. 

b) Benennung von Leistungen in den letzten drei abge-
schlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu verge-
benden Leistung vergleichbar sind, durch mindes-
tens 3 Referenzen mit schriftlicher Bestätigung des
Auftraggebers, dass die Leistungen auftragsgemäß
erbracht wurden. 

c) Angabe der Zahl der in den letzten drei abgeschlosse-
nen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäf-
tigten Arbeitskräfte gegliedert nach Lohngruppen
mit gesondert ausgewiesenem technischen Leitungs-
personal. 

d) Angaben zur Eintragung in das Berufsregister ihres
Sitzes oder Wohnsitzes, durch Vorlage einer Gewer-
beanmeldung und eines Handelsregisterauszuges,
der Eintragung in die Handwerksrolle oder bei der
Industrie- und Handelskammer. 

e) Angaben, ob ein Insolvenzverfahren oder ein ver-
gleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet
oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der
Antrag mangels Masse abgelehnt wurde oder ein
Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde. Der
rechtskräftige Insolvenzplan ist vorzulegen. 

f) Angaben, ob sich das Unternehmen in der Liquida-
tion befindet. 

g) Angaben, dass nachweislich keine schweren Verfeh-
lungen begangen wurden, die die Zuverlässigkeit als
Bewerber in Frage stellen, durch Abgabe folgender
Erklärungen: „Ich/wir erklären, dass ich/wir in den
letzten 2 Jahren nicht gemäß § 21 Absatz 1 Satz 1 oder
2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder gemäß § 21
Absatz 1 Arbeitnehmerentsendegesetz mit einer Frei-
heitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer
Geldstrafe von 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße
von mehr als 2500,– Euro belegt worden bin/sind.
Ferner erkläre ich/wir, dass keine wirksame Gewer-
beuntersagung vorliegt, und dass kein rechtskräftiges
Urteil in den letzten 2 Jahren gegen Mitarbeiter 
in Leitungsfunktionen z. B. wegen wettbewerbs-
beschränkender Absprachen bei Ausschreibungen 
(§ 298 StGB), Bestechung im geschäftlichem Verkehr
(§ 299 StGB), Baugefährdung (§ 319 StGB), unerlaub-
ter Umgang mit gefährlichen Stoffen (§ 326 StGB),
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Betrug (§ 263 StGB), Bestechung (§ 334 StGB) vorlie-
gen, die mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 
3 Monaten oder mit einer Geldstrafe von 90 Tagessät-
zen geahndet wurden.“ 

h) Angaben, dass die Verpflichtung zur Zahlung von
Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetz-
lichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt
wurde, durch Vorlage einer gültigen Freistellungsbe-
scheinigung und einer aktuellen Unbedenklichkeits-
bescheinigung der Sozialkasse, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 

i) Angaben, dass das Unternehmen bei der Berufsge-
nossenschaft angemeldet ist, durch Vorlage einer
qualifizierten Unbedenklichkeitsbescheinigung der
Berufsgenossenschaft bzw. des Versicherungsträgers
mit Angabe der Lohnsummen, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 

v) Die Zuschlagsfrist endet am 14. Oktober 2011. 
w) Beschwerdestelle: 

Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Herr Klaus Teichert (Sprecher der Geschäftsführung),
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

Hamburg, den 2. August 2011

Die Finanzbehörde 699

Bekanntmachung
Beschränkte Ausschreibung

nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb 
a) Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,

An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2, Anja Brandenberger,
Telefon: 040 / 4 28 23 - 62 85, Telefax: 040 / 4 28 23 - 62 71,
E-Mail: VergabestelleSBH@sbh.fb.hamburg.de 

b) Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb nach der Vergabe- und Vertragsordnung
für Bauleistungen – Teil A (VOB/A).

c) Entfällt 
d) Es wird ein zeitlich befristeter Rahmenvertrag ausge-

schrieben, aufgrund dessen die jeweiligen Vertragsunter-
nehmen verpflichtet sind, ihre Leistungen auf Abruf
(Einzelauftrag) zu den im Rahmenvertrag festgelegten
Bedingungen auszuführen. Die Ausschreibung wird als
Auf- und Abgebotsverfahren nach § 4 Absatz 4 VOB/A,
mit bepreisten Leistungspositionen ohne Mengenanga-
ben ( Menge 1) durchgeführt. In die engere Wahl kom-
men nur solche Angebote, die nach Prüfung und Wer-
tung gemäß § 16 VOB/A nicht ausgeschlossen werden. 

e) Allgemeinbildende und Berufliche Schulen der Freien
und Hansestadt Hamburg 

f) Vergabenummer: SBH ÖT 12/2011 
Der Rahmenvertrag SBH Hochbau „Verglasungsarbei-
ten Instandhaltung“ beinhaltet die Reperatur von Ver-
glasungen aller Art, einschließlich Notverglasungen. Er
dient als Auftragsgrundlage für die Vergabe von Bauleis-
tungen für Maßnahmen der Bauunterhaltung wie Repa-
raturleistungen, Havariebeseitigungen und sonstige
Unterhaltungsarbeiten von geringerem Umfang. Nach
dem Rahmenvertrag können Aufträge von max. 25.000,–
Euro brutto pro Einzelauftrag erteilt werden. Das Auf-
tragsvolumen aller Lose wird insgesamt auf 150.000,–
Euro/Jahr geschätzt.

g) Entfällt
h) Der Rahmenvertrag SBH Hochbau „Verglasungsarbeiten

Instandhaltung“ umfasst drei Lose, für die getrennte Rah-

menverträge abgeschlossen werden. Die Lose entspre-
chen den Objektcenterbereichen des SBH bzw. sind in
etwa mit den Bezirksamtsbereichen der Freien und Han-
sestadt Hamburg identisch. Die beruflichen Schulen wer-
den dem jeweiligen Bezirk zugeordnet, in dem sie liegen.
Daraus ergeben sich ca. 150-180 Schulen je Los. Die
Bewerber sollen angeben, für welche Lose und ggf. mit
welcher Präferenz sie sich bewerben. Schulbau Hamburg
behält  sich die Einschränkung vor das Verfahren so zu
ordnen, dass ein Bieter für maximal 1 Los den Zuschlag
erhält. 
1) Los 1 umfasst: 

Altona, SBH-Objektcenter 2;
Mitte, SBH-Objektcenter 7;

2) Los 2 umfasst:
Eimsbüttel, SBH-Objektcenter 3;
Nord, SBH-Objektcenter 4

3) Los 3 umfasst: 
Wandsbek-Nord, SBH-Objektcenter 5;
Wandsbek-Süd, SBH-Objektcenter 6;
Bergedorf, Rest Harburg und 
Finkenwerder, SBH-Objektcenter 8;

i) Beginn: vorraussichtlich 15. Oktober 2011,
Ende: vorraussichtlich 14. Oktober 2012 

mit der Option der Verlängerung
j) Die Abgabe von Nebenangeboten ist nicht zugelassen. 
k) Entfällt 
l) Entfällt 
m) Einsendetermin für Teilnahmeanträge endet am:

26. August 2011 um 14.00 Uhr. 
Anträge sind zu richten an: Anschrift siehe Buchstabe o).

n) Ausschreibungsunterlagen erhalten nur Firmen, die den
Anforderungen des ÖT entsprechen. Die Unterlagen
werden Ende August/Anfang September 2011 an die
qualifizierten Firmen verschickt. Den Bietern wird eine
angemessene Frist für die Abgabe gesetzt.

o) Anschrift
Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.
q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am: –

Anschrift siehe Buchstabe o)
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Keine
s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen. 
t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit

bevollmächtigtem Vertreter.
u) Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, um

die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Die Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren sind in
einem verschlossenen Umschlag, gekennzeichnet mit
der Auftragsbezeichnung des Auftraggebers, einzurei-
chen. Beabsichtigt der Bewerber, wesentliche Teile der
Leistung von Nachunternehmen bzw. anderen Unter-
nehmen ausführen zu lassen, muss er in seinem Teilnah-
meantrag die durch Nachunternehmen auszuführenden
Leistungen angeben und auf gesondertes Verlangen der
Vergabestelle zudem von der Vergabestelle bestimmten
Zeitpunkt Nachweise und Angaben hierzu vorlegen. 
Mit dem Antrag auf Teilnahme sind vorzulegen: 
a) Benennung des Umsatzes des Unternehmens jeweils

bezogen auf die letzten drei abgeschlossenen
Geschäftsjahre, soweit er Bauleistungen und andere
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Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leis-
tung vergleichbar sind, unter Einschluss des Anteils
bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausge-
führten Leistungen, durch Vorlage einer Bestätigung
des Umsatzes durch einen vereidigten Wirtschafts-
prüfer/Steuerberater oder einen entsprechend testier-
ten Jahresabschluss oder entsprechend testierte
Gewinn- und Verlustrechnungen. 

b) Benennung von Leistungen in den letzten drei abge-
schlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu verge-
benden Leistung vergleichbar sind, durch mindes-
tens 3 Referenzen mit schriftlicher Bestätigung des
Auftraggebers, dass die Leistungen auftragsgemäß
erbracht wurden. 

c) Angabe der Zahl der in den letzten drei abgeschlosse-
nen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäf-
tigten Arbeitskräfte gegliedert nach Lohngruppen
mit gesondert ausgewiesenem technischen Leitungs-
personal. 

d) Angaben zur Eintragung in das Berufsregister ihres
Sitzes oder Wohnsitzes, durch Vorlage einer Gewer-
beanmeldung und eines Handelsregisterauszuges,
der Eintragung in die Handwerksrolle oder bei der
Industrie- und Handelskammer. 

e) Angaben, ob ein Insolvenzverfahren oder ein ver-
gleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet
oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der
Antrag mangels Masse abgelehnt wurde oder ein
Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde. Der
rechtskräftige Insolvenzplan ist vorzulegen. 

f) Angaben, ob sich das Unternehmen in der Liquida-
tion befindet. 

g) Angaben, dass nachweislich keine schweren Verfeh-
lungen begangen wurden, die die Zuverlässigkeit als
Bewerber in Frage stellen, durch Abgabe folgender
Erklärungen: „Ich/wir erklären, dass ich/wir in den
letzten 2 Jahren nicht gemäß § 21 Absatz 1 Satz 1 oder
2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder gemäß § 21
Absatz 1 Arbeitnehmerentsendegesetz mit einer Frei-
heitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer
Geldstrafe von 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße
von mehr als 2500,– Euro belegt worden bin/sind.
Ferner erkläre ich/wir, dass keine wirksame Gewer-
beuntersagung vorliegt, und dass kein rechtskräftiges
Urteil in den letzten 2 Jahren gegen Mitarbeiter 
in Leitungsfunktionen z. B. wegen wettbewerbs-
beschränkender Absprachen bei Ausschreibungen 
(§ 298 StGB), Bestechung im geschäftlichem Verkehr
(§ 299 StGB), Baugefährdung (§ 319 StGB), unerlaub-
ter Umgang mit gefährlichen Stoffen (§ 326 StGB),
Betrug (§ 263 StGB), Bestechung (§ 334 StGB) vorlie-
gen, die mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 
3 Monaten oder mit einer Geldstrafe von 90 Tagessät-
zen geahndet wurden.“ 

h) Angaben, dass die Verpflichtung zur Zahlung von
Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetz-
lichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt
wurde, durch Vorlage einer gültigen Freistellungsbe-
scheinigung und einer aktuellen Unbedenklichkeits-
bescheinigung der Sozialkasse, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 

i) Angaben, dass das Unternehmen bei der Berufsge-
nossenschaft angemeldet ist, durch Vorlage einer
qualifizierten Unbedenklichkeitsbescheinigung der
Berufsgenossenschaft bzw. des Versicherungsträgers
mit Angabe der Lohnsummen, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 

v) Die Zuschlagsfrist endet am 14. Oktober 2011. 

w) Beschwerdestelle: 
Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Herr Klaus Teichert (Sprecher der Geschäftsführung),
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

Hamburg, den 4. August 2011

Die Finanzbehörde 700

Bekanntmachung
Beschränkte Ausschreibung

nach Öffentlichem Teilnahmewettbewerb 
a) Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,

An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2, Frau Nadja Tietjen,
Telefon: 040 / 4 28 23 - 62 95, Telefax: 040 / 4 28 23 - 62 71,
E-Mail: Nadja.Tietjen@sbh.fb.hamburg.de 

b) Beschränkte Ausschreibung nach Öffentlichem Teilnah-
mewettbewerb nach der Vergabe- und Vertragsordnung
für Bauleistungen – Teil A (VOB/A).

c) Entfällt 
d) Sanierung einer denkmalgeschützten Fassade (VOB-

Auftrag)
e) Gymnasium Christianeum, 

Otto-Ernst-Straße 34,  22605 Hamburg
f) Vergabenummer: SBH ÖT 13/2011 

Siehe Anlage: 1. Leistungsanforderung und 
Wesentliche Leistungen, 

2. Denkmalfachliche Stellungnahme, 
3. Abstimmungsergebnis Gestaltung

Denkmaschutzamt
g) Sanierung der Fassade im Christianeum mit denkmal-

und baurechtlichen Nachweisen
h) Entfällt
i) Beginn: Oktober 2011, Ende: 2. Quartal 2013
j) Keine Nebenangebote 
k) Entfällt 
l) Entfällt 
m) Einsendetermin für Teilnahmeanträge endet am:

23. August 2011 um 14.30 Uhr. 
Anträge sind zu richten an: Anschrift siehe Buchstabe o).

n) 30. September 2011
o) Anschrift

Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Ausschreibungsstelle 3 B 2,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.
q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am: –

Anschrift siehe Buchstabe o)
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Entfällt
s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen. 
t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit

bevollmächtigtem Vertreter.
u) Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind, um

die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Die Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren sind in
einem verschlossenen Umschlag, gekennzeichnet mit
der Auftragsbezeichnung des Auftraggebers, einzurei-
chen. Beabsichtigt der Bewerber, wesentliche Teile der
Leistung von Nachunternehmen bzw. anderen Unter-
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nehmen ausführen zu lassen, muss er in seinem Teilnah-
meantrag die durch Nachunternehmen auszuführenden
Leistungen angeben und auf gesondertes Verlangen der
Vergabestelle zudem von der Vergabestelle bestimmten
Zeitpunkt Nachweise und Angaben hierzu vorlegen. 

Mit dem Antrag auf Teilnahme sind vorzulegen: 

a) Benennung des Umsatzes des Unternehmens jeweils
bezogen auf die letzten drei abgeschlossenen
Geschäftsjahre, soweit er Bauleistungen und andere
Leistungen betrifft, die mit der zu vergebenden Leis-
tung vergleichbar sind, unter Einschluss des Anteils
bei gemeinsam mit anderen Unternehmen ausge-
führten Leistungen, durch Vorlage einer Bestätigung
des Umsatzes durch einen vereidigten Wirtschafts-
prüfer/Steuerberater oder einen entsprechend testier-
ten Jahresabschluss oder entsprechend testierte
Gewinn- und Verlustrechnungen. 

b) Benennung von Leistungen in den letzten drei abge-
schlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu verge-
benden Leistung vergleichbar sind, durch mindes-
tens 3 Referenzen mit schriftlicher Bestätigung des
Auftraggebers, dass die Leistungen auftragsgemäß
erbracht wurden. 

c) Angabe der Zahl der in den letzten drei abgeschlosse-
nen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäf-
tigten Arbeitskräfte gegliedert nach Lohngruppen
mit gesondert ausgewiesenem technischen Leitungs-
personal. 

d) Angaben zur Eintragung in das Berufsregister ihres
Sitzes oder Wohnsitzes, durch Vorlage einer Gewer-
beanmeldung und eines Handelsregisterauszuges,
der Eintragung in die Handwerksrolle oder bei der
Industrie- und Handelskammer. 

e) Angaben, ob ein Insolvenzverfahren oder ein ver-
gleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet
oder die Eröffnung beantragt worden ist oder der
Antrag mangels Masse abgelehnt wurde oder ein
Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde. Der
rechtskräftige Insolvenzplan ist vorzulegen. 

f) Angaben, ob sich das Unternehmen in der Liquida-
tion befindet. 

g) Angaben, dass nachweislich keine schweren Verfeh-
lungen begangen wurden, die die Zuverlässigkeit als
Bewerber in Frage stellen, durch Abgabe folgender
Erklärungen: „Ich/wir erklären, dass ich/wir in den
letzten 2 Jahren nicht gemäß § 21 Absatz 1 Satz 1 oder
2 Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz oder gemäß § 21
Absatz 1 Arbeitnehmerentsendegesetz mit einer Frei-
heitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer
Geldstrafe von 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße
von mehr als 2500,– Euro belegt worden bin/sind.
Ferner erkläre ich/wir, dass keine wirksame Gewer-
beuntersagung vorliegt, und dass kein rechtskräftiges
Urteil in den letzten 2 Jahren gegen Mitarbeiter 
in Leitungsfunktionen z. B. wegen wettbewerbs-
beschränkender Absprachen bei Ausschreibungen 
(§ 298 StGB), Bestechung im geschäftlichem Verkehr
(§ 299 StGB), Baugefährdung (§ 319 StGB), unerlaub-
ter Umgang mit gefährlichen Stoffen (§ 326 StGB),
Betrug (§ 263 StGB), Bestechung (§ 334 StGB) vorlie-
gen, die mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 
3 Monaten oder mit einer Geldstrafe von 90 Tagessät-
zen geahndet wurden.“ 

h) Angaben, dass die Verpflichtung zur Zahlung von
Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur gesetz-
lichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt
wurde, durch Vorlage einer gültigen Freistellungsbe-
scheinigung und einer aktuellen Unbedenklichkeits-
bescheinigung der Sozialkasse, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 

i) Angaben, dass das Unternehmen bei der Berufsge-
nossenschaft angemeldet ist, durch Vorlage einer
qualifizierten Unbedenklichkeitsbescheinigung der
Berufsgenossenschaft bzw. des Versicherungsträgers
mit Angabe der Lohnsummen, die nicht älter als 12
Monate sein darf. 

v) Die Zuschlagsfrist endet am 28. Oktober 2011. 
w) Beschwerdestelle: 

Freie und Hansestadt Hamburg,
Finanzbehörde, SBH – Schulbau Hamburg,
Herr Klaus Teichert (Sprecher der Geschäftsführung),
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

Hamburg, den 3. August 2011

Die Finanzbehörde

Sonstige Mitteilungen

Öffentliche Ausschreibung

Durch öffentliche Ausschreibung nach VOL/(A) vergibt
die Universität Hamburg Leistungen im Winterdienst in 
7 Losen. Bewerber melden sich bitte schriftlich bis zum
29. August 2011 unter Angabe der Ausschreibungsnummer
09/2011 per E-Mail bei: Universität Hamburg, Abteilung 7
Finanz- und Rechnungswesen, Referat 74 Ausschreibungs-
und Einkaufsdienste, Moorweidenstraße 18, 20148 Ham-
burg. Einkaufsdienste@verw.uni-hamburg.de. 

Hamburg, den 29. Juli 2011

Universität Hamburg
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